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1. Einführende Erklärungen der beiden Ko-Vorsitzenden des Parlamentarischen 
Kooperationsausschusses

Die sechste Sitzung des Parlamentarischen Kooperationsausschusses EU-
Kasachstan wird am 29. Mai 2006 in Brüssel von Frau Ona Jukneviciene, Vorsitzende der 
EP-Delegation im Parlamentarischen Kooperationsausschuss EU-Kasachstan, eröffnet. Sie 
heißt die Mashilis-Delegation und die anderen Sitzungsteilnehmer willkommen. Frau 
Jukneviciene hebt hervor, dass die letzte Sitzung, die im Rahmen des Partnerschafts- und 
Kooperationsabkommens (PKA) im Mai 2005 in Kasachstan stattfand, sehr konstruktiv 
verlaufen sei, und hebt hervor, dass der interparlamentarische Dialog zwischen der Republik 
Kasachstan und dem Europäischen Parlament sehr gut funktioniere und dass alle 
institutionellen Voraussetzungen vorhanden seien, um den Dialog weiterzuführen und sich 
über das Abkommen und die Weiterbehandlung wichtiger Fragen auszutauschen.

Frau Jukneviciene stellt fest, dass Mittelasien in den letzten Jahren stärker ins Bewusstsein 
des Europäischen Parlaments gerückt ist. Dies sei teilweise auf die EU-Erweiterung, aber 
auch auf die zunehmende Bedeutung der zentralasiatischen Region für die Zusammenarbeit 
mit der Europäischen Union – und besonders die Rolle der Republik Kasachstan -
zurückzuführen. Sie betont, wie wichtig Stabilität und Sicherheit in den Ländern Mittelasiens, 
Kasachstan eingeschlossen, für die EU sind. Weitere wichtige Themen, die angesprochen 
werden, betreffen die aktuelle politische Lage, die Menschenrechte, den Kampf gegen Armut 
und die Korruption. Die Delegation des Europäischen Parlaments sei sich bewusst, dass 
Kasachstan eine besondere, und zwar sehr wichtige Rolle in der Region spiele.
Hervorzuheben sei auch, dass die Zusammenarbeit zwischen beiden Parteien nun um ein 
zusätzliches Gebiet erweitert werde, nämlich die Zusammenarbeit im Energiesektor, die 
beiderseits als vorteilhaft eingeschätzt werde. Anschließend übergibt Frau Jukneviciene das 
Wort an Sergej Djatschenko, Ko-Vorsitzender des Parlamentarischen 
Kooperationsausschusses EU-Kasachstan.

Herr Djatschenko dankt dem Europäischen Parlament und Frau Jukneviciene für die
Ausrichtung der Sitzung. Er stellt fest, dass das Treffen der Delegation Gelegenheit zum 
Austausch politischer und wirtschaftsbezogener Informationen über die aktuellen 
Entwicklungen in Mittelasien biete, und gibt der Hoffnung Ausdruck, dass dieser 
Meinungsaustausch beiden Seiten bei der Überwindung politischer und wirtschaftlicher
Hemmnisse hilft. Die Delegation Kasachstans begrüße die Zusammenarbeit mit dem 
Europäischen Parlament und der Europäischen Union. Die EU sei Kasachstans 
Haupthandelspartner, 2005 habe das Handelsvolumen 13 Milliarden Euro betragen. Der 
Dialog in den Bereichen Sicherheit sowie Politik und Wirtschaft sollte jedoch intensiver
werden.

Herr Djatschenko teilt mit, dass Präsident Nazarbayev die Aufnahme Kasachstans in die Liga 
der 50 Länder mit dem höchsten Entwicklungsstand der Welt als Hauptziel bezeichnet habe.
Derzeit befinde sich Kasachstan auf Rang 61. Die ausländischen Direktinvestitionen und auch 
die Währungsreserven seien im Ansteigen begriffen, und die jährliche Wachstumsrate betrage
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ungefähr 10 %. Es werde mit einem Anstieg des Pro-Kopf-Einkommens von derzeit 3600 US-
Dollar auf 6 000 US-Dollar gerechnet. Mit dem Ziel, das Land zu entwickeln, sei die 
langfristige Strategie – „Kasachstan 2030“ – ins Leben gerufen worden. Einige Ergebnisse 
liegen bereits vor, beispielsweise seien mehr als 300 Unternehmen modernisiert und an die 
Markttendenz angepasst worden.

Man rechne mit einer Verdopplung des Energiebedarfs im Verlauf dieses Jahrhunderts, und 
Kasachstan sei im Begriff, zu einem wichtigen Akteur auf dem Energiemarkt zu werden. In 
diesem Zusammenhang möchte Kasachstan klarstellen, dass seine Energie sicher transportiert 
werden könne, und von seiner strategisch günstigen Lage zwischen Europa und dem Raum 
Asien/Pazifik Gebrauch machen.

Herr Djatschenko verweist darauf, dass sich die politische Lage in seinem Land verbessere 
und ein politisches Reformprogramm auf den Weg gebracht worden sei. Außerdem seien 
Reformen im System der Rechtsordnung eingeleitet worden. Mit all diesen Reformen sollten
das politische System Kasachstans flexibler gestaltet und Kasachstan zu einem modernen 
Staat gemacht werden.

Kasachstans Bewerbung um den OSZE-Vorsitz 2009 würde eine große Verantwortung mit 
sich bringen und es notwendig machen, dass Kasachstan vielen Verpflichtungen in Sachen
Demokratisierung nachkommt. Herr Djatschenko unterstreicht die Bereitschaft des Landes zu 
weiteren Reformen seines politischen Systems und gibt der Hoffnung Ausdruck, dass die 
Bewerbung Kasachstans um den OSZE-Vorsitz von dessen europäischen Partnern unterstützt
werde. Wie er betont, gelte es auf allen Ebenen Verfahren zur Bekämpfung des Terrorismus 
zu entwickeln. Wenn der Lebensstandard der Menschen in Mittelasien anstiege, wäre
Kasachstan in der Lage, sich selbst und andere Länder zu schützen. In diesem Zusammenhang 
werde deutlich, dass nur durch gemeinsames Vorgehen beider Seiten der Terrorismus 
bekämpft und Mechanismen entwickelt werden könnten, die es ihnen ermöglichen, dieser 
Bedrohung Herr zu werden. Zum Schluss gibt Herr Djatschenko noch seiner Hoffnung 
Ausdruck, dass die Sitzung zu einem Meilenstein in der Entwicklung der Beziehungen 
zwischen beiden Seiten werden, die Bedeutung des interparlamentarischen Dialogs deutlich 
machen und der Zusammenarbeit EU-Kasachstan Auftrieb geben möge.

2. Annahme der Tagesordnung der sechsten Sitzung des Parlamentarischen 
Kooperationsausschusses EU-Kasachstan

Die Tagesordnung wird ohne Änderung angenommen, abgesehen von der geänderten
Reihenfolge der Punkte.

3. Aussprache zur Entwicklung der Beziehungen zwischen der Europäischen Union und 
Kasachstan seit der fünften Sitzung des Parlamentarischen Kooperationsausschusses

Herr Maat begrüßt die Bewerbung Kasachstans um den OSZE-Vorsitz 2009 und stellt fest, 
dass das Land als Brücke zwischen Europa und Mittelasien dienen könne. Er spricht den
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Kulturaustausch an, der seiner Auffassung nach zu einem größeren gegenseitigen Verständnis 
beitragen könnte, und verweist auf die Notwendigkeit von Religionsfreiheit im Interesse eines 
besseren Miteinanders der Religionen auf der ganzen Welt.

Herr Olajos bittet die kasachische Seite um ausführlichere Angaben zum neuen Programm zur 
Herstellung ethischer und religiöser Harmonie im Zeitraum 2006-2008.

Botschafter Shigalow teilt mit, dass die kasachische Seite am 3. Oktober 2006 im 
Europäischen Parlament eine Fotoausstellung zum Zweiten Kongress der Weltreligionen 
ausrichten werde. Der Kongress trete im September in Kasachstan zusammen.

Zur Frage der Religionsfreiheit äußert Herr Aman, der Schlüssel für gegenseitiges 
Verständnis und eine erfolgreiche Koexistenz so vieler Religionen einem einzigen Land sei in 
gegenseitiger Respekt und Toleranz gegenüber nationalen und konfessionellen Unterschieden 
zu suchen.

Frau Jukneviciene spricht den Demokratisierungsprozess und den politischen Pluralismus an
und begrüßt die Einrichtung einer Staatlichen Kommission zur Entwicklung und Umsetzung 
des politischen Reformprogramms sowie die Registrierung von Ak Shol als politische Partei.

Herr Abaidildin erklärt, es gebe mehr Freiheit im politischen Leben und im 
Gesetzgebungsbereich, und durch die Abschaffung der Zensur der Massenmedien die
Meinungsfreiheit Auftrieb erhalten habe. In Kasachstan gebe es verschiedene Arten von 
Medien für alle Altersgruppen, neben 85 einheimischen Sendern sei die Auslandspresse mit 
80 Repräsentanten aus 20 Ländern vertreten, alles in allem 30 % mehr als noch vor vier 
Jahren. Herr Shigalow spricht die engen Verbindungen zwischen den Massenmedien und der 
Politik in Kasachstan an und stellt fest, dass es viele europäische Länder gebe, selbst EU-
Mitgliedstaaten, in denen die Lage ähnlich sei.

Mit Bezug auf die Menschenrechte teilt Herr Abaidildin mit, dass der Bürgerbeauftragte 
wirksamen Schutz biete, und erwähnt, Kasachstan habe sich darüber hinaus der Umsetzung 
einer Reihe von Menschenrechtskonventionen verschrieben. Die Verteidigung der 
Menschenrechte sei ein verfassungsmäßig verbrieftes Recht, das auch durch bestimmte 
internationale Abkommen garantiert werde. Herr Abaidildin unterstreicht, dass der 
Nichtregierungssektor gefördert und als eine Hauptaufgabe gesehen werde. Derzeit gebe es 
vierzig Mal mehr NRO in Kasachstan als vor 10 Jahren. Dies habe zur Verabschiedung eines 
Gesetzes über Organisationen der Zivilgesellschaft, Organisationen ohne Erwerbszweck und 
Sozialdienste geführt. Zum Thema Wahlen wird erklärt, Kasachstan sei ein großes Land mit 
über acht Millionen Wählern, daher sei es durchaus möglich, dass es einige wenige Fälle von 
Machtmissbrauch oder einige Probleme gegeben habe, jedoch nicht in nennenswerter 
Größenordnung. Die Rolle der Beobachter sei bei den letzten Wahlen verstärkt worden und
mehr als 1600 Wahlbeobachter aus verschiedenen Ländern seien vor Ort anwesend gewesen.
Zu Beginn des Wahlkampfes habe es elf Kandidaten gegeben, von denen sich am Ende nur 
noch fünf zur Wahl stellten. 91 % der Wähler hätten für Herrn Nasarbajew gestimmt.

Nach Auffassung von Herrn Djatschenko hat dieses Ergebnis nicht überrascht, da sich der 
Lebensstandard in Kasachstan verbessere, die Wirtschaft im Wachstum begriffen sei und ein 
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wirksames System der sozialen Sicherheit bestehe. Darüber hinaus habe Präsident 
Nasarbajew den ungemein praxisnahen Aktionsplan „Kasachstan in Bewegung“ vorgelegt. 
Der Opposition fehle ein charismatischer Führer und eine so klar umrissene Plattform wie die 
von Herrn Nasarbajew, der seine Strategie für die nächsten fünf Jahre seiner Amtszeit 
ausführlich dargelegt habe. Herr Djatschenko räumt ein, dass es angesichts der von 
OSZE/ODIHR vorgebrachten Kritik Verbesserungen der Verfahrensweisen bei Wahlen in der 
Republik Kasachstan und bei der Förderung der weiteren Demokratisierung geben werde.

Sowohl Herr Shigalow als auch Herr Djatschenko weisen darauf hin, dass die Behörden 
Kasachstans im Zusammenhang mit der der Ermordung von Herrn Sarsenbajew alles getan 
hätten, was in ihrer Macht stand. Eine Untersuchung habe stattgefunden und internationale 
Gutachter, zu denen auch Vertreter des FBI der USA gehörten, seien hinzugezogen worden, 
um ihre Beurteilung des Falls zu hören. Es wird unterstrichen, dass die Umstände und Motive 
für dieses Verbrechen einer umfassenden und transparenten Untersuchung unterzogen werden
müssen. Die kasachische Seite erinnert an die Ermordung von Politikern in Irland und 
Frankreich.

Herr Maat fragt an, ob Herr Shakijanow nach Straßburg reisen könne, um dort am 14. Juni 
2006 mit Mitgliedern des Europäischen Parlaments zusammenzutreffen. Frau Jukneviciene
stellt fest, dass der vom Vorsitzenden der Ad-hoc-Delegation für die EP-
Wahlbeobachtungsmission in Kasachstan, Herrn Stevenson, vorgelegte Bericht sehr objektiv 
abgefasst sei und sowohl auf positive wie auf negative Seiten des Wahlprozesses eingehe. Sie 
geht auch auf die Erklärung der Internationalen Wahlbeobachtungsmission (IEOM) ein, wo es 
geheißen habe, dass bei den Wahlen in Kasachstan eine Reihe von OSZE-Verpflichtungen 
und andere internationale Standards für demokratische Wahlen nicht umgesetzt worden seien. 
Dies sollte, wie sie unterstreicht, ernst genommen werden, da es sich bei OSZE/ODIHR um
eine qualifizierte Einrichtung handele, die ihre Arbeit gründlich und effizient durchführe. Die 
Auffassung der IEOM über gewisse Unzulänglichkeiten im Wahlrechtssystem werde von 
NRO in einigen Berichten geteilt.

Auf den vorgeschlagenen Besuch von Herrn Shakijanow im Europäischen Parlament 
eingehend, bringt Frau Jukneviciene ihre Besorgnis darüber zum Ausdruck, dass die 
kasachischen Behörden Herrn Shakijanow die Zustimmung zur Ausreise aus dem Land 
verweigert hätten. Derartige Vorfälle werfen nach ihren Worten ein ungünstiges Licht auf 
Kasachstan als internationalem Akteur.

Zu der Frage von Herrn Maat wird erklärt, dass die Delegation des Europäischen Parlaments 
bei jedem Problem in Einzelfällen oder mit kasachischen Oppositionellen auftrete, ein 
Schreiben an den Leiter der kasachischen Delegation senden könnte, damit der konkrete Fall 
geklärt werde.

Frau Jeggle weist darauf hin, dass 1999 viele Deutschstämmige vor der Deutschen Botschaft
in Kasachstan nach Visa angestanden hätten. Heute wollten die Menschen im Land bleiben, 
weil sie sehen, dass es Fortschritte gebe und dass sich ihr Lebensstandard verbessere. Diese 
Fortschritte seien enorm, insbesondere im Vergleich zu anderen Ländern der Region. Frau 
Jeggle macht geltend, dass diese Tatsachen nicht außer Acht gelassen werden sollten. Sie 
möchte auch Meinungen zum TACIS-Programm, zur nachhaltigen Bewirtschaftung 
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erneuerbarer Rohstoffe und zur Landwirtschaft hören. Ein Viertel der Fläche Kasachstans 
werde landwirtschaftlich genutzt und 40 % der Bevölkerung arbeiteten im Agrarsektor. Sie 
gibt zu bedenken, dass die EU vielleicht zusammen mit der Republik Kasachstan eine Form 
der Zusammenarbeit entwickeln sollte, die auf die Bedürfnisse beider Seiten eingehe und 
bestehende Bedenken in Sachen Landwirtschaft ausräumen könnte. Abschließend stellt sie 
fest, dass Gaspipelines ein wichtiges Thema seien und unterstreicht, dass die EU und 
Kasachstan neue Formen der Zusammenarbeit in diesem Bereich prüfen sollten.

Herr Djatschenko erklärt, dass TACIS ein äußerst produktives Programm gewesen sei. Es 
werde Anfang 2007 von einem neuen Instrument zur Förderung der wirtschaftlichen 
Entwicklung abgelöst. 

Herr Aman stimmt Frau Jeggle zu, dass in den frühen 1990er-Jahren eine große Zahl von 
Deutschstämmigen wegen der ungünstigen Wirtschaftssituation in Kasachstan in das Land 
ihrer Vorfahren ausgewandert sei. Er legt jedoch Wert auf die Feststellung, dass sie das Land 
nur aus wirtschaftlichen Gründen verlassen hätten und nicht wegen ethnischer Probleme. 
Derzeit reichten die Kapazitäten der deutschen Konsularabteilung in Anbetracht der Anzahl 
von Personen, die Deutschland als Touristen besuchen wollen, nicht aus für eine angemessene 
Bearbeitung. Außerdem sei die Konsularabteilung noch nicht nach Astana umgezogen, 
sondern befinde sich noch in Almaty, was sehr unpraktisch sei. In diesem Zusammenhang 
sind sich beide Seiten einig, dass der Tourismus zwischen ihnen gefördert werden sollte. Was 
die nachhaltige Bewirtschaftung natürlicher Ressourcen angehe, so werde in Kasachstan am
Problem der Wasserversorgung gearbeitet. Es wird mitgeteilt, dass ein Sonderprogramm zur 
Wasserversorgung geschaffen wurde. Zur Landwirtschaft erklärt die kasachische Seite, dass 
die Landwirtschaft nach wie vor nach sowjetischem Muster – und einer Leistungsfähigkeit 
von gestern – betrieben würde und daher modernisiert werden müsse.

Herr Rachmetow erklärt, Kasachstan habe zwar über das TACIS-Programm 178 Million EUR 
erhalten, jedoch wegen der großen Anzahl der umgesetzten Programme nicht immer die 
nötige technische Unterstützung gefunden. Es wird unterstrichen, dass TACIS-Gelder
benötigt würden, um den Menschen zu helfen, die auf oder in der Nähe ehemaliger 
Atomtestgelände lebten und unter dem Fallout von Nukleartests zu leiden hatten. Das TACIS-
Programm laufe planmäßig Ende dieses Jahres aus, es werde jedoch an einer EU-Strategie für 
2007-2013 für Mittelasien gearbeitet.

Herr Vardakis als Vertreter der Kommission teilt mit, dass die technische Hilfe für 
Kasachstan im Rahmen eines auf Partnerschaft und Dialog gegründeten Prozesses ausgebaut
werde. Da das TACIS-Programm am 31. Dezember 2006 auslaufe, habe die Kommission dem 
Rat und dem Europäischen Parlament einen Vorschlag für eine neue Verordnung über ein 
neues Finanzierungsinstrument unterbreitet – das „Instrument für 
Entwicklungszusammenarbeit und wirtschaftliche Zusammenarbeit“ –, das Kasachstan und 
Mittelasien zugute kommen könne. Das neue Instrument sei viel umfangreicher als das 
TACIS-Programm, da es nicht nur die wirtschaftliche Zusammenarbeit, sondern auch die 
Entwicklung fördere. Damit wäre es möglich, technische Hilfe ebenso zu finanzieren wie den 
Kapazitätsausbau, Ausbildung und Studium, öffentliche Bauvorhaben, Verträge, Lieferungen 
und das Beschaffungswesen. Die Mittelasien-Strategie sei eine von den Kommissionsdiensten 
entwickelte Strategie der Zusammenarbeit. Derzeit liege sie den Diensten zur Konsultation 
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vor und solle entweder im Juli oder im September 2006 den Mitgliedstaaten vorgestellt 
werden. 

Sie verfolge für ganz Mittelasien drei Hauptziele:
• Förderung der regionalen Zusammenarbeit in Mittelasien;
• Unterstützung politischer und wirtschaftlicher Reformen;
• Mitwirkung bei der Linderung der Armut.

Herr Vardakis teilt mit, dass Botschafter van der Meer, Leiter der Delegation der 
Europäischen Kommission in Kasachstan, die Kommission unterrichtet habe, dass in Kürze 
mit einem Ersuchen der Regierung Kasachstans zu rechnen sei, Maßnahmen zur 
Unterstützung der Dekontaminierung zu prüfen, wobei die Probleme des Geländes von 
Semipalatinsk besonders dringend seien.

Herr Maat spricht Thema Vogelgrippe an. Er teilt mit, dass einige EU-Länder sich für eine 
Impfung gegen Maul- und Klauenseuche und sogar gegen Vogelgrippe ausgesprochen haben. 
Herr Djatschenko erklärt, Kasachstan habe die nötigen Maßnahmen eingeleitet und halte 
umfangreiche Geldmittel für ein Impfprogramm bereit, um die Vogelgrippe in den Griff zu 
bekommen. Kasachstan nehme dieses Problem sehr ernst und die kasachische Seite habe ihr 
Interesse bekundet, ihre Projekte mit denen der EU-Länder abzustimmen, wenn die 
europäische Seite irgendwelche speziellen Vorschläge hätte, wie diese Zusammenarbeit 
funktionieren könnte.

Herr Shigalow unterstreicht, dass Kasachstan als einziges Land Umweltprojekte in die 
technischen Hilfsprogramme im Rahmen von TACIS aufgenommen habe. Im April 2006
habe in Kasachstan eine Umweltkonferenz mit dem Schwerpunktthema Wasser stattgefunden. 
Die Kommission betrachte das als äußerst positive Initiative. Er teilt mit, dass die EU ihre 
Einfuhr fossiler Brennstoffe aus dem kaspischen Raum anheben müsse – möglicherweise um 
ganze 30 %. Der offizielle Besuch des Energiekommissars, Herrn Piebalgs, in der 
Erdölförderregion Kasachstans sei dort als ein wichtiger Schritt hin zu einer Zusammenarbeit 
im Energiebereich zwischen beiden Parteien gewertet worden. Darüber hinaus werde die 
Initiative von MdEP, am 20. Juni 2006 im Europäischen Parlament ein Arbeitsseminar zu 
veranstalten, an dem Herr Piebalgs, der Energieminister Kasachstans und auch der 
Vorsitzende des EP-Energieausschusses, Herr Chichester, teilnehmen werden, von der 
kasachischen Seite überaus positiv gesehen.

3.1 Wirtschaft und Finanzen

Herr Djatschenko teilt mit, dass Kasachstans Wirtschaft sich sehr dynamisch entwickle und 
daher Potenzial für eine Weiterentwicklung der Zusammenarbeit mit der Europäischen Union 
biete. Kasachstan sei interessiert, sowohl Öl als auch Gas an die EU zu liefern. Nach 
Auffassung der kasachischen Seite sei Kasachstan ein stabilerer Energielieferant als Russland 
oder Nordafrika, das solle sich die EU zunutze machen und ihren Anteil an den Gasimporten 
aus Kasachstan um 20 % erhöhen.

Herr Djatschenko äußert Besorgnis über die Abhängigkeit der kasachischen Wirtschaft vom 
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Öl. Er teilt mit, dass in den letzten Jahren ernsthafte Versuche unternommen wurden, diese 
Abhängigkeit zu überwinden, und die Fortführung der Wirtschaftsreform werde Kasachstan 
in die Lage versetzen, sie auf ein Mindestmaß zu begrenzen. Im Juni 2006 sollen vom 
kasachischen Parlament zwölf Gesetzesentwürfe zu Zoll- und Steuervergünstigungen 
verabschiedet werden, um die Entwicklung des Nichtölsektors voranzutreiben. Die 
Einnahmen aus den Gas- und Ölexporten sollen in einen nationalen Fonds fließen, den man 
nutzen will, um den Nichtölsektor in Schwung zu bringen, einschließlich Bereichen wie den 
neuesten Technologien, der Atomenergie, der Weltraumforschung, der 
Lebensmittelverarbeitungsindustrie, der Petrochemie und der Kunststoffindustrie. 
Kasachisches Kapital sei bereits in die Wirtschaften benachbarter mittelasiatischer Länder 
investiert worden, weil Kasachstan nicht nur eine stabile Wirtschaft und Gesellschaft habe, 
sondern auch über ein recht entwickeltes Finanz- und Bankensystem verfüge und daher in der 
Lage sei, als Basis für die wirtschaftliche Entwicklung der gesamten mittelasiatischen Region 
zu dienen. Kasachstan nehme in diesem Sinn unter den Ländern Mittelasiens eine 
Führungsposition ein.

Herr Djatschenko erklärt, er könne nicht verstehen, warum die EU die Republik Kasachstan 
nicht als voll entwickelte Marktwirtschaft anerkenne. Er bezeichnet Kasachstan als ein 
seriöses und ehrgeiziges Land sei, das viel für seine wirtschaftliche Leistungsfähigkeit tue
und dabei in der zentralasiatischen Region sein ganzes Potenzial entfalten möchte.

Frau Jukneviciene räumt ein, dass das Wirtschaftswachstum in Kasachstan sehr 
beeindruckend sei, zeigt sich allerdings besorgt über die Tatsache, dass die Regierung im 
größten Teil der Wirtschaft stark engagiert sei. Der private Sektor erbringt 65 % des BIP, 
doch würden die großen Gesellschaften nach wie vor vom Staat, dem Präsidenten oder dessen
Verwandten bzw. ihm nahestehenden Personen kontrolliert. Die jüngsten Entwicklungen, 
einschließlich der Fusion der größten Staatsunternehmen zu einer staatlichen 
Holdinggesellschaft, die vollständig vom Staat und vom Präsidenten kontrolliert werde, seien 
nicht angetan, Kasachstan zur Marktwirtschaft zu machen. Sie verweist auf die Fusion von 
KasMunayGas mit den Telekommunikations- und Postdiensten sowie der Eisenbahn. Der 
neue Mischkonzern könne nicht als positiver Schritt zum Aufbau einer Marktwirtschaft 
angesehen werden.

Frau Jukneviciene gibt der Besorgnis der europäischen Seite Ausdruck, dass ausländische 
Direktinvestitionen nur im Energiesektor zu finden seien und dass das Investitionsklima in 
Kasachstan allgemein noch nicht angetan sei, weitere ausländische Direktinvestitionen 
anzuziehen. Die Regierung sollte deshalb versuchen, das Investitionsklima in allen Sektoren 
zu verbessern, da das Kasachstan helfen würde, in die Liga der Marktwirtschaftsländer
aufgenommen zu werden. Die Regierung sollte auch entscheiden, ob sie bereit sei für eine 
Liberalisierung der kasachischen Wirtschaft einschließlich des Energiesektors. Die EU werde 
vorerst sehr aktiv auf eine Zusammenarbeit mit der Republik Kasachstan hinwirken und 
erwarte, dass die Reformen, denen sich Kasachstan unterziehe, auf die erhofften Ziele, d. h. 
auf eine liberalere Marktwirtschaft abstellen.

Herr Shigalow sagt, der staatliche Sektor in Kasachstan lasse sich mit dem von Ländern wie 
Norwegen oder Russland vergleichen, und es gebe Gebiete, auf denen Kasachstan vor der 
Ukraine liege, die bereits als marktwirtschaftliches Land anerkannt sei. Er macht geltend, dass 
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Kasachstans Wirtschaft für Investoren attraktiv sei. Herr Shigalow teilt mit, dass lediglich 
23 % der kasachischen Haushaltseinnahmen aus dem Öl- und Gassektor stammen, was 
weniger sei als in anderen von Öl und Gas abhängigen Ländern. In Anbetracht eines
Austauschs zwischen Peter Mandelson, dem für Handel zuständigen Kommissionsmitglied, 
und dem kasachischen Handelsminister anlässlich eines Treffens im Mai 2006, bei dem sich 
der Kommissar sehr positiv über die derzeitigen Reformen in Kasachstan geäußert und 
angedeutet habe, die Anerkennung als Marktwirtschaft stehe in absehbarer Zukunft bevor, 
sollte es, wie er betont, keine größeren Probleme mit der Anerkennung Kasachstans als 
Marktwirtschaft geben.

Herr Aman erklärt, teilt mit, die EU werfe Kasachstan zwar vor, Monopole in bestimmten 
Bereichen zu haben, doch versuche die kasachische Regierung, mit staatlicher Hilfe eine 
geeignete Infrastruktur aufzubauen, um Unternehmen anzuziehen. Kasachstan sei ein großes 
Land mit einer geringen Bevölkerungsdichte. Manche Dörfer seien 200 Kilometer 
voneinander entfernt und sie miteinander zu verbinden sei sehr teuer. Er unterstreicht, dass 
Privatunternehmen an solchen Projekten nicht interessiert seien, weshalb der Staat die nötigen 
Mittel bereitstellen müsse.

Herr Itegulow betont, dass von der öffentlichen Meinung in Kasachstan die hohe staatliche 
Beteiligung in Bereichen wie den extraktiven Branchen befürwortet werde.

Frau Jukneviciene verweist darauf, dass die ausländischen Direktinvestitionen pro Kopf der 
Bevölkerung in Kasachstan sehr hoch sind; obwohl sie sich in erster Linie auf den 
Energiesektor erstrecken. Sie stimmt zu, dass es in der EU Länder wie Frankreich gebe, in 
denen das Staatseigentum einen beträchtlichen Anteil ausmache. Allerdings nehme die 
Kommission gegenüber diesen Ländern die gleiche Haltung ein wie gegenüber der Republik 
Kasachstan. Es kämen die gleichen Kriterien zur Anwendung und die EU messe gewiss nicht 
mit zweierlei Maß, wenn sie die Wirtschaft Frankreichs oder die Kasachstans beurteile. Sie 
unterstreicht, dass sie die Errichtung sehr starker Holdinggesellschaften in Kasachstan nicht 
befürworte, vor allem dann nicht, wenn eine der wichtigsten Führungskräfte der 
Holdinggesellschaft der Schwiegersohn von Präsident Nasarbajew sei. Dennoch respektiere 
sie die Entscheidung des kasachischen Volkes, obwohl sie nicht zustimmen könne, dass die 
Stärkung des Staatseigentums der Liberalisierung des Marktes diene.

Herr Rachmetow erklärt, dass es in den Zeiten des Zusammenbruchs der Sowjetunion eine 
beträchtliche Privatisierungswelle gegeben habe, die jedoch viele Probleme nach sich 
gezogen habe – beispielsweise sei nicht genügend Geld dagewesen, um den staatlichen
Angestellten Renten zu zahlen.

Herr Seppänen betont, dass es in der EU ein breites Spektrum von Ansichten und 
Einstellungen zur Liberalisierung und zur Privatisierung gebe. Seine Fraktion habe z. B. 
oftmals Kritik an der Liberalisierung und Privatisierung geübt, da sich in ihrem Gefolge die 
Dienstleistungen verschlechtert hätten. Eine mögliche Lösung könnte nach seinem Vorschlag 
vielleicht darin bestehen, privates und staatliches Eigentum gleichermaßen zuzulassen, sodass 
der private und der staatliche Sektor miteinander in Wettbewerb treten könnten. Darüber 
hinaus solle die EU weder in der Union noch in Drittländern Liberalisierung erzwingen 
wollen. Der Neoliberalismus sei ein allgemeiner Trend, der aus den USA nach Europa 
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gekommen sei und in Liberalisierung um jeden Preis enden könnte.

Herr Maat macht geltend, dass bestimmte Dienstleistungen wie etwa Postdienste vom Staat 
angeboten werden müssten, dass aber dennoch die Liberalisierung des Marktes die beste 
Möglichkeit sei, wirtschaftliches Wachstum zu erreichen. Gleichzeitig verweist er darauf, 
dass die Marktöffnung nicht zu weit gehen und die Meinungen der Bürger berücksichtigt 
werden sollten.

Herr Aman erklärt, dass die Regierung wegen der sehr schwierigen klimatischen 
Bedingungen in einigen Regionen Kasachstans die Möglichkeit zur Ausreichung von 
Beihilfen für Landwirte und deren Erzeugnisse haben sollte. Außerdem betont er, dass 
Kasachstan Unterstützung von der EU brauche, um die medizinische Versorgung, vor allem 
im ländlichen Raum, zu verbessern.

Unter Hinweis auf den Aufnahmeantrag für die WTO betont Herr Maat, dass die EU 
Kasachstan bei den Beitrittsverhandlungen zu dieser Organisation helfen könnte.

Herr Callanan wendet ein, dass die Subventionierung der Landwirtschaft zu den größten 
Fehlern der EU gehört hätten, weil dadurch Unsummen in einen relativ unrationellen 
Wirtschaftszweig geflossen seien, der relativ wenig Menschen beschäftige. Die EU-
Mitgliedstaaten, die die meisten Subventionen erhielten, seien davon abhängig geworden und 
weigerten sich daher hartnäckig, auf sie zu verzichten. Er warnt Kasachstan, nicht den 
gleichen Weg der Agrarbeihilfen zu beschreiten, weil das zu großen Problemen führe und bei 
afrikanischen und anderen Ländern die Kritik hervorrufe, Agrarerzeugnissen aus Drittstaaten 
werde der Zugang zum EU-Markt für Drittländer verweigert. Herr Callanan unterstützt die 
Marktöffnung, betont aber, dass diese in angemessener und transparenter Weise erfolgen
müsse. Mit Bezug auf ausländische Direktinvestitionen schlägt er vor, Gesetze zu erlassen, 
die von einer unabhängigen Justiz unparteiisch angewendet werden. Die Menschen sollten 
Vertrauen haben können, dass die Banken ihre Finanzen ordentlich verwalten, und sie sollten 
sicher sein, dass sie kein Bestechungsgeld an Regierungsvertreter oder Bürokraten vor Ort 
zahlen müssen, damit ihre Firma ordnungsgemäß agieren kann.

4. Aussprache zur allgemeinen politischen Lage und zur zwischenstaatlichen 
Zusammenarbeit in Mittelasien

Herr Jeleubajew stellt fest, dass es in Mittelasien große Rohstoffvorkommen gibt. Für die 
Staaten der Region sei es deshalb sehr wichtig, eine gemeinsame Strategie zu entwickeln, die 
ihre Interessen widerspiegelt, und die Zuständigkeiten in der Region angemessen aufzuteilen.
Eine der wichtigsten Herausforderungen sei die Entwicklung des Energie- und im 
Verkehrssektors im kaspischen Raum, weil eine gegenseitig vorteilhafte Zusammenarbeit für 
die Länder dieser Region lebenswichtig sei. Die Beziehungen zu den Nachbarländern 
Mittelasiens hätten daher für Kasachstan oberste Priorität. Kasachstan könnte mit seinen 
Nachbarn aufgrund seiner gewaltigen Öl- und Gasvorkommen eine wichtige Partnerschaft 
schließen. Für eine Zusammenarbeit der mittelasiatischen Länder sprechen auch noch andere 
Faktoren, so zum Beispiel die Bedrohung durch den internationalen Terrorismus und 
extremistische Organisationen, der illegale Handel, Drogen, die Tätigkeit internationaler 
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krimineller Banden, das Fehlen eines gegenseitig annehmbaren Plans zur Nutzung der 
Wasserressourcen, das Nichtvorhandensein eines Wirtschaftsmodells für eine wirksame
Zusammenarbeit zwischen den Staaten Mittelasiens und die Notwendigkeit zur Beilegung
politischer Konflikte lösen. Für die Region Mittelasien sollten Mechanismen entwickelt 
werden, die der Diplomatie zuvorkommen und Konflikte einer direkten Lösung zuführen.

Herr Jeleubajew erklärt, dass das bereits bestehende Informationskoordinierungszentrum
helfen könnte, im Umgang mit gemeinsamen Bedrohungen zusammenzuarbeiten. Zweitens 
gebe es ein Projekt zur Zusammenarbeit bei der Nutzung der Wasserressourcen. Drittens 
bestehe Bedarf, im Bereich regionale Sicherheit zusammenzuarbeiten. Als letztes schließlich 
liege im Zusammenhang mit der zunehmenden gegenseitigen Abhängigkeit der 
Volkswirtschaften der Länder eine kasachische Initiative zur Entwicklung neuer Formen der
Zusammenarbeit vor, um den freien grenzüberschreitenden Verkehr von Kapital, 
Arbeitskräften und Dienstleistungen zu gewährleisten, was zur Schaffung eines gemeinsamen 
Wirtschaftsraumes in der zentralasiatischen Region führen werde.

Herr Callanan unterstützt die Auffassung, dass Kasachstan unter den Staaten Mittelasiens als 
größtes Land mit der am weitesten entwickelten Wirtschaft eine sehr wichtige Stellung 
einnehme. Er zeigt sich jedoch enttäuscht von der Reaktion Kasachstans auf das Massaker in 
Andijan und stellt fest, dass Präsident Nasarbajew das Vorgehen von Präsident Karimow noch 
zu einer Zeit unterstützt habe, als das Massaker bereits überall in der Welt verurteilt wurde 
und unabhängigen Journalisten die Einreise nach Andijan verwehrt wurde. Er bezeichnet es 
als außerordentlich bedauerlich, dass Kasachstan eine derartig flagrante Verletzung der 
Menschenrechte nicht verurteilt, sondern und das Vorgehen von Präsident Karimow sogar 
noch gutgeheißen habe.

Frau Jukneviciene schließt sich der Auffassung von Herrn Callanan an, dass Kasachstan 
gewisse internationale Verpflichtungen zu erfüllen habe, und erklärt, die europäische Seite 
hege aus diesem Grunde Bedenken in Anbetracht der Unterstützung aus Astana für die 
Regierung von Präsident Karimow. Außerdem stellt sie fest, dass der Rat der Europäischen 
Union es als unannehmbar bezeichnet habe, dass Kasachstan neun usbekische Staatsbürger, 
die unter den Ereignissen in Andijan zu leiden hatten und nach Kasachstan geflohen waren, 
zur Rückkehr in ihr Heimatland gezwungen habe.

5. Aussprache zu Umweltproblemen und Fragen der öffentlichen Gesundheit in 
Kasachstan und der Europäischen Union

Herr Callanan stellt fest, dass Kasachstan vor gewaltigen Umweltproblemen stehe, 
insbesondere im Hinblick auf die Verschlechterung des Zustands der Region um den Aralsee,
und unterstreicht, dass dieses Problem in Zusammenarbeit mit den übrigen Staaten 
Mittelasiens gelöst werden müsse. Er teilt mit, dass der See als Folge des verheerenden
sowjetischen Bewässerungssystems, das ursprünglich für den Baumwollanbau in Betrieb 
genommen wurde, austrockne. Als einzige Lösung könne jetzt nur noch die Bewässerung 
eingestellt werden. Das wiederum lasse sich nicht ohne weiteres umsetzen, da Millionen 
Menschen in ganz Mittelasien auf bewässerte Baumwollfelder für ihren Lebensunterhalt 
angewiesen seien. 40 Millionen Menschen lebten heute an den Rändern von dem, was einmal 
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der Aralsee gewesen sei. Die Arbeitslosigkeit in der Region nehme zu, die Migration sei 
angestiegen, die Lebenserwartung sei sehr niedrig und viele Kinder kämen mit Geburtsfehlern 
zur Welt. Das andere Umweltproblem in Kasachstan sei die Region Semipalatinsk mit ihrem 
Atomtestgelände. Einige TACIS-Finanzmittel flossen bereits in diese Region, doch nach 
Auffassung von Herrn Callanan könnte die EU mehr Hilfe leisten.

Herr Rachmetow erläutert, dass Kasachstan selbst viel Geld in die Region Semipalatinsk 
investiere. Es gebe ein staatliches Programm zum Schutz und zur Rehabilitation der Opfer, 
die in diesem Gebiet leben. Dabei handele es sich um ein 2-Stufen-Programm, das zunächst 
den Menschen helfe, die hier leben. Diese Hilfe umfasse soziale und medizinische 
Unterstützung sowie nach Möglichkeit die Evakuierung einiger Menschen aus dem Gebiet. 
Im Mittelpunkt der zweiten Stufe stehe das Wasser, die Klärung der Frage, ob das Wasser in 
der Region Trinkwasserqualität besitze. Darüber hinaus erwähnt er, dass Kasachstan ein 
soziales Hilfsprogramm auch für die Bewohner der Region um den Aralsee unterhalte.

Frau Jukneviciene räumt ein, dass die TACIS-Projekte und die Finanzhilfen der EU den
Anforderungen des Empfängerlandes nicht immer genügen. Die Kommissionsexperten 
erarbeiteten oftmals Projekte, ohne die Einbeziehung eines speziellen Landes in die
Vorbereitung in Betracht zu ziehen, daher könne es geschehen, dass keine angemessene
Analyse der Bedürfnisse des Landes vorgenommen wird. Sie verweist darauf, dass bessere 
Ergebnisse erzielt werden könnten, wenn die kasachische Regierung in der Phase, in der die 
Leistungsbeschreibung für ein Projekt erarbeitet wird, stärker einbezogen würde.

Herr Rachmetow teilt mit, dass Kasachstan 38 Rehabilitationsprojekte entwickelt und dafür 
unter Mitwirkung der UN 42,5 Millionen US-Dollar aufgebracht habe. Eine Geberkonferenz 
habe stattgefunden, und die japanische Regierung habe zwei Projekte finanziert, die jetzt 
abgeschlossen seien. Es gebe in Kasachstan viele wirksame Projekte, die von UN-Experten 
mit Hilfe der Europäischen Kommission entwickelt wurden. Die kasachische Seite 
unterstreicht, dass die Umwelt in ihrem Land ein sehr dringliches Problem sei und dass 
Regierung und Gesellschaft Anstrengungen unternommen hätten, das Problem anzugehen. Es 
wurde darauf verwiesen, dass die kasachische Regierung in hochmoderne diagnostische 
Medizintechnik investiert habe, die den Opfern des Atomtestgeländes Semipalatinsk zugute 
kommen sollen.

Herr Shigalow dankt mehreren Mitgliedern des Europäischen Parlaments, die sich im 
Zusammenhang mit den Umweltproblemen auf dem Atomtestgelände Semipalatinsk sehr 
engagiert hätten. Er erwähnt insbesondere Herr Stevenson, der eigenes Geld und Zeit 
investiert und 15 000 US-Dollar gesammelt habe, um die Finanzierung einer onkologischen 
Klinik in der Region Semipalatinsk zu unterstützen. Herr Shigalow fordert alle 
Delegationsmitglieder und alle anderen Mitglieder des Europäischen Parlaments auf, zu der 
am selben Tage stattfindenden Vorstellung des Buchs von Herrn Stevenson zu kommen, das 
für die kasachische Seite als sehr wichtig angesehen werde.

6. Aussprache zu den Themen Kampf gegen den Terrorismus, organisierte Kriminalität 
und Drogenhandel in Mittelasien sowie zum Beitrag der Europäischen Union
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Herr Attard Montalto stellt fest, dass die Auseinandersetzung mit dem Drogenhandel wegen 
einer Reihe von Faktoren ein äußerst schwieriges Problem sei. Die Grenze zwischen 
Tadschikistan und Afghanistan sei schlecht bewacht und auf beiden Seiten der Grenze lebten
Angehörige derselben Volksgruppe, der Tadschiken. Daher gebe es dort ein 
Beziehungsgeflecht, sichere Zufluchtsorte und Gelegenheiten, Drogen in großen Mengen über 
die Grenze zu bringen. 80 bis 90 % des Heroins, das quer durch Europa nach Russland 
gelange, stammten aus Afghanistan und den zentralasiatischen Republiken. Diese neue 
Heroinroute sei an die Stelle der Seidenstraße getreten. Probleme bereite auch das soziale 
Klima in der Region.

Es sei Kritik laut geworden, wonach die Art der Finanzierung, die die Europäische Union für 
den Kampf gegen den Drogenhandel in der Region bereitstelle, keine angemessenen 
Ergebnisse bringe. Die EU knüpfe ihre Finanzmittel an besondere Modalitäten. Herr Montalto 
glaubt, dass sie sich besser einsetzen ließen. Nach seiner Meinung reicht es nicht aus, Geld in 
die Ausbildung von Grenzpatrouillen zu stecken, um Verbrechen zu verhindern. Er vertritt die 
Auffassung, dass die Gelder, die seit 2002 aus verschiedenen Fonds investiert und die 
Ergebnisse, die erreicht wurden, außerordentlich bescheiden ausgefallen seien, und hält
Spezialeinheiten für den einzigen Weg zur Verhinderung der organisierten Kriminalität seien. 
Alle mittelasiatischen Republiken sollten daher europäischen und amerikanischen 
Spezialtrupps erlauben, mit ihren lokalen Truppen eine gemeinsame Aktion in der Region
durchzuführen. Herr Montalto geht davon aus, dass solche gemeinsame Operationen zu 
besseren Ergebnissen führen würden, und stellt ergänzend fest, dass der einzige Weg, 
Terrorismus zu verhüten, über politische und demokratische Reformen führe.

Herr Shigalow bittet darum, die Frage des Kampfes gegen Terrorismus und Extremismus auf 
der Tagesordnung für die nächste interparlamentarische Sitzung zu einem früheren Zeitpunkt 
anzusetzen, weil das Thema stets der letzte Tagesordnungspunkt sei und nicht genügend Zeit 
eingeräumt bekomme. Er verweist darauf, dass die Welt seit dem 11. September 2001 im 
Krieg gegen den Terror stehe und alle Länder irgendwelchen Bedrohungen ausgesetzt seien, 
Kasachstan nicht ausgenommen. Kasachstan sei ein wichtiger Akteur in der internationalen 
Zusammenarbeit der Region mit einer gemeinsamen Anti-Terror-Strategie für Mittelasien. 
Kasachstan habe auch das UNO-Übereinkommen gegen Terrorismus unterzeichnet. 2005 
habe in Almaty eine Sonderkonferenz des CTC-Ausschusses zur Terrorbekämpfung des UN-
Sicherheitsrats stattgefunden. Kasachstan sei ein klarer Verfechter von Maßnahmen gegen 
den Terrorismus, es habe 38 bilaterale und multilaterale Abkommen zum Terrorismus 
unterzeichnet und in seine eigene Gesetzgebung viele Gesetzesänderungen zur 
Terrorismusbekämpfung aufgenommen. Das Oberste Gericht Kasachstans habe 
Organisationen wie Al-Qaida verurteilt, und die Regierung sei der Shanghai-Konvention zur 
Bekämpfung von Terrorismus, Separatismus und Extremismus beigetreten. Herr Shigalow
teilt mit, dass es in Kasachstan ungefähr 50 000 Drogenabhängige gebe und dass unter jungen 
Leuten ein gewisser Drogenmissbrauch festzustellen sei. Doch habe Kasachstan zusammen 
mit seinen internationalen Partnern ein ganzes Maßnahmenpaket auf den Weg gebracht, um 
dem Problem zu begegnen.

Frau Jukneviciene gibt bekannt, dass sie ein Schreiben von der Koalition für einen 
Internationalen Strafgerichtshof erhalten habe, in dem steht, dass Kasachstan noch nicht dem 
Römischen Statut des Internationalen Strafgerichtshofs beigetreten sei und in der Region 
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Mittelasien lediglich Tadschikistan das Statut ratifiziert habe. Sie bittet um weitere 
Klarstellung des Standpunktes Kasachstans in dieser Frage.

7. Genehmigung des Protokolls der fünften Sitzung des Parlamentarischen 
Kooperationsausschusses EU-Kasachstan (Astana, 16. Mai 2005)

Das Protokoll wird ohne Änderung genehmigt.

8. Annahme des Entwurfs der Schlussfolgerungen der sechsten Sitzung des 
Parlamentarischen Kooperationsausschusses EU-Kasachstan

Herr Shigalow bringt zahlreiche Anmerkungen zum Entwurf der Empfehlungen vor.

Frau Jukneviciene schlägt vor, dass die europäischen Parlamentsmitglieder zu den von Herrn 
Shigalow angesprochenen Punkten aufgrund der Meinungsverschiedenheiten einige neue 
Artikel aufnehmen, um zu einem Kompromiss zu finden und einen Wortlaut zu 
verabschieden, der für beide Seiten annehmbar ist.

Nach der offiziellen Sitzung werden die Empfehlungen ausgehandelt und schließlich
angenommen.

9. Zeitpunkt und Ort der siebenten Sitzung des Parlamentarischen 
Kooperationsausschusses

Es wird vereinbart, dass die nächste Sitzung zu einem von den Ko-Vorsitzenden noch zu 
bestimmenden Zeitpunkt in der Republik Kasachstan stattfindet.
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Endgültige Schlussfolgerungen 
der VI. Sitzung des Parlamentarischen Kooperationsausschusses 

Kasachstan-EU vom 29. bis 30. Mai 2006 in Brüssel

In der VI. Sitzung des Parlamentarischen Kooperationsausschusses EU–Kasachstan vom 29. 
bis 30. Mai 2006 in Brüssel wurden gegenseitig vereinbarte Tagesordnungspunkte erörtert 
und folgende Schlussfolgerungen angenommen:

1. unterstreicht die Bedeutung der Beziehung zwischen der Europäischen Union und der 
Republik Kasachstan und betont, dass sie sich auf ein klares und effektives Bekenntnis 
zu gemeinsamen Werten gründen muss;

2. betont erneut die Bedeutung des Partnerschafts- und Kooperationsabkommens (PKA)
für Kasachstan und die EU als Mittel zur Entwicklung und Vertiefung ihrer 
Beziehungen;

3. begrüßt die aktive Entwicklung des interparlamentarischen Dialogs und die 
hochrangigen Besuche seitens des Europäischen Parlaments in Kasachstan im Jahr 
2005, einschließlich der Besuche verschiedener Fraktionen des Europäischen 
Parlaments; begrüßt auch die Teilnahme von Mitgliedern des Europäischen 
Parlaments an der Wahlbeobachtungsmission;

4. begrüßt die aktive Unterstützung Kasachstans beim Aufbau einer regionalen
Zusammenarbeit und der Zusammenarbeit der Länder Zentralasiens mit der EU; 
nimmt das geplante Treffen EU-Troïka/Zentralasien, das dieses Jahr in Kasachstan 
stattfinden wird, und die Konferenz über Ökologie und Energie unter der 
Schirmherrschaft der Europäischen Union zur Kenntnis;

5. beglückwünscht Kasachstan zu seinem beeindruckenden und anhaltenden 
Wirtschaftswachstum und begrüßt die Zusage der Regierung, sich um ausländisches 
Kapital zu bemühen; weist darauf hin, dass Transparenz und eine wirkungsvolle
Korruptionsbekämpfung das Geschäftsklima entscheidend verbessern und ein Anreiz 
für Investitionen sein können;

6. unterstreicht erneut die grundsätzliche Bedeutung der Vertiefung wirtschaftlicher 
Reformen und der Begrenzung der zulässigen Teilnahme des Staates an der 
Wirtschaft; 

7. begrüßt die Maßnahmen, die Kasachstan in die Lage versetzen, die Anzahl der 
Ölexportrouten zu erhöhen, was im Einklang mit der auf die Diversifizierung der 
Versorgung mit Kohlenwasserstoffen gerichteten EU-Politik steht; äußert die 
Hoffnung, dass ein umfassender Ansatz zur endgültigen Klärung des Rechtsstatus des 
Kaspischen Meers gefunden wird,
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8. betont, dass die Handels- und Wirtschaftsinteressen Kasachstans und der EU sich in 
weiten Bereichen ergänzen, und begrüßt die beträchtliche Zunahme des bilateralen 
Handelsvolumens in den vergangenen Jahren;

9. begrüßt die Bemühungen Kasachstans um einen Beitritt zur WTO und nimmt die 
Besorgnis zur Kenntnis, die die kasachische parlamentarische Delegation angesichts 
der Tatsache geäußert hat, dass Kasachstan nicht als ein Land mit Marktwirtschaft 
anerkannt wurde;

10. begrüßt die vor kurzem erfolgte Einsetzung der staatlichen Kommission für die 
Entwicklung und Durchführung des Programms für politische Reformen als einen 
Schritt in die richtige Richtung; begrüßt insofern die vor kurzem erfolgte 
Registrierung der Partei „Wahre Ak Zhol“;

11. begrüßt die Ratifizierung des Internationalen Pakts über bürgerliche und politische 
Rechte und auch des Internationalen Pakts über wirtschaftliche und kulturelle Rechte 
durch das kasachische Parlament im November 2005; fordert ihre vollständige 
Umsetzung;

12. nimmt den Bericht der Internationalen Wahlbeobachtungsmission (IEOM) über die 
kasachischen Präsidentschaftswahlen vom Dezember 2005 zur Kenntnis; fordert die 
kasachischen Stellen nachdrücklich auf, sich mit den festgestellten Mängeln 
auseinanderzusetzen und eine Situation zu schaffen, die den OSZE-Kriterien für 
demokratische Wahlen entspricht;

13. betont, dass die Bewerbung Kasachstans um den Vorsitz der OSZE im Jahr 2009 eine 
Herausforderung und eine Chance sowohl für die OSZE als auch für Kasachstan 
darstellt; fordert die kasachischen Stellen nachdrücklich auf, sich als der Aufgabe 
gewachsen zu erweisen und die geeigneten Bedingungen zu schaffen, damit mehr 
realer und echter politischer Pluralismus entsteht, und die Grundsätze der Demokratie, 
der Menschenrechte und der Rechtsstaatlichkeit zu fördern, um ihr Bekenntnis zu den 
Werten und zu den Grundsätzen, auf die sich die OSZE gründet, deutlich zu machen;

14. betont erneut die Bedeutung einer völlig unabhängigen Justiz ohne jeden Einfluss von 
außen und unterstreicht darüber hinaus die Notwendigkeit einer transparenten 
Exekutive;

15. bedauert alle Tötungen politischer Persönlichkeiten, wo immer sie vorkommen, und 
betont, dass politische Differenzen mit ausschließlich politischen Mitteln beigelegt  
werden müssen;

16. begrüßt die von beiden Seiten unternommenen Schritte zur Förderung von Harmonie 
zwischen den Religionen und zwischen den Volksgruppen und verurteilt religiösen 
und rassistischen Hass, wo immer er vorkommt; begrüßt insofern die Politik 
Kasachstans im Bereich der Beziehungen zwischen den Volksgruppen und des 
Dialogs zwischen den Religionen sowie die Durchführung des zweiten Kongresses der 
Weltreligionen und traditionellen Religionen im September 2006 in Astana;
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17. die kasachische Seite erkennt den Wunsch des Europäischen Parlaments an, dass 
Herrn Schakianow erlaubt wird, gemäß seiner offiziellen Einladung ins Europäische 
Parlament nach Straßburg/Brüssel für Treffen zu reisen;

18. betont, dass unabhängige und pluralistische Medien für eine freie und offene 
Gesellschaft sowie für Regierungssysteme mit Rechenschaftspflicht unerlässlich sind; 
unterstützt alle Bemühungen der Regierung Kasachstans und von Gruppen der 
Zivilgesellschaft, das Medienrecht zu reformieren und geeignete Arbeitsbedingungen 
für unabhängigen und professionellen Journalismus zu schaffen;

19. unterstützt jede Form der Zusammenarbeit zwischen der EU und Kasachstan im 
Rahmen der Stärkung der Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit und der Grundrechte in 
der Region Zentralasien und bei der Bekämpfung der Geißeln des Terrorismus und des 
organisierten Verbrechens, einschließlich Drogenhandel und Geldwäsche;

20. betont, dass Kasachstan seinen Grenzschutz und seine Migrationssteuerung verbessern 
muss, insbesondere durch den Abschluss eines Rückübernahmeabkommens mit 
Russland;

21. betont die Notwendigkeit, dass beide Seiten internationale Verpflichtungen im Bereich 
der Flüchtlinge beachten;

22. begrüßt den vor kurzem erfolgten Besuch von Kommissionsmitglied Andris Piebalgs 
in Kasachstan als einen positiven Schritt zur Stärkung der bilateralen Zusammenarbeit 
in Energiefragen, was für die Sicherung der Energieversorgung von großer Bedeutung 
ist; begrüßt das Seminar „Strategische Partnerschaft zwischen Kasachstan und der 
Europäischen Union im Bereich der Energieversorgung“, das am 20. Juni 2006 im 
Europäischen Parlament abgehalten wird;

23. ersucht den Kooperationsrat EU-Kasachstan, diese Schlussfolgerungen gegebenenfalls 
weiterzuverfolgen.
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Anhang II

Liste der kasachischen Teilnehmer der sechsten Sitzung des Parlamentarischen 
Kooperationsausschusses EU-Kasachstan in Brüssel, 29. - 30. Mai 2006

1. Sergej DJATSCHENKO Stellvertretender Präsident des Parlaments der 
Republik Kasachstan (Mashilis), Delegationsleiter

2. S. E. Konstantin SHIGALOW Botschafter, Leiter der Mission der Republik
Kasachstan bei der EU

3. Usakkali JELEUBAJEW Mitglied des Ausschusses für Landwirtschaft des 
Parlaments der Republik Kasachstan (Mashilis)

4. Maral ITEGULOW Mitglied des Ausschusses für Finanzen und 
Haushalt des Parlaments der Republik Kasachstan
(Mashilis)

5. Jershan RACHMETOW Mitglied des Ausschusses für Wirtschaftsreformen, 
und regionale Entwicklung des Parlaments der 
Republik Kasachstan (Mashilis)

6. Talgatbek ABAIDILDIN Sekretär des Ausschusses für soziale und kulturelle 
Entwicklung des Parlaments der Republik 
Kasachstan (Senat)

7. Jewgenij AMAN Mitglied des Ausschusses für Wirtschaft, Finanzen 
und Haushalt des Parlaments der Republik 
Kasachstan (Senat)

8. Orynbay RACHMANBERDIJEW Mitglied des Ausschusses für auswärtige 
Angelegenheiten, Verteidigung und Sicherheit des 
Parlaments der Republik Kasachstan (Senat)

9. Nailja MUKANOWA Sekretärin der Delegation, Chefberaterin der 
Abteilung Internationale Beziehungen des 
Parlaments der Republik Kasachstan (Mashilis)

10. Gani MYRSALIJEW Assistent des Stellvertretenden Präsidenten des 
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Parlaments der Republik Kasachstan (Mashilis)

11. Jermek BEKISHEW Assistent des Abgeordneten Rachmetow

12. Daulet BEKISHEW III. Sekretär der Mission der Republik Kasachstan 
bei der EU

13. Arman ABIKENOW I. Sekretär der Mission der Republik Kasachstan 
bei der EU

14. Dmitri IWANOW I. Sekretär der Mission der Republik Kasachstan 
bei der EU

15. Satybaldy BOURSHAKOW I. Sekretär der Botschaft der Republik Kasachstan 
in Belgien

16. Leila MURSABEKOWA Attaché der Botschaft der Republik Kasachstan in 
Belgien
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ANNEXE/ALLEGATO/BIJLAGE/ANEXO/BILAGA

DELTAGERLISTE/ANWESENHEITSLISTE/ΚΑΤΑΣΤΑΣΗ ΠΑΡΟΝΤΩΝ/LIITE RECORD
OF ATTENDANCE/LISTA DE ASISTENCIA/LISTE DE PRESENCE/ELENCO DEI
PRESENTI/PRESENTIELIJST/LISTA DE PRESENÇAS/LÄSNÄOLOLISTA/DELTAGARLISTA

Til
stede

Anwesend

Παρόvτες

Present

Presentes

Présents

Presenti

Aanwezig

Lasna

Närvarande

Formandskabet/Vorstand/Πρoεδρείo/Bureau/Ufficio di Presidenza/Mesa/Puhemiehistö/J.L. Presidium: (*)

JUKNEVIČIENĖ (P), MAAT (1VP) (2VP)

Medlemmer/Mitglieder/Μέλη/Members/Diputados/Députés/Deputati/Leden/Deputados/Jäsenet/Ledamöter:

HASSI (29/5), JEGGLE, OLAJOS (29/5), WOJCIECHOWSKI (30/5)

Stedfortrædere/Stellvertreter/Αναπληρωτές/Substitutes/Suplentes/Suppléants/
Membri supplenti/Plaatsvervangers/Membros suplentes/Varajäsenet/Suppleanter:

CALLANAN, DOMBROVSKIS (29/5), GRABOWSKA (30/5), SEPPÄNEN

Art. 178,2

Art. 183,3
ATTARD MONTALTO

Endv. Deltog/Weitere Teiln./
Συμμετείχαv επίσης/Also present
Participaron igualmente/
Participaient également/
Hanno partecipato altresi/
Andere deelnemers/
Outros participantes/
Muut osallistujat/ Dessutom deltog 

(Dagsorden/Tagesordnung Pkt/Ημερήσια Διάταξη
Σημεί/Point OJ/Punto OG/Agenda Punt/Ordem do dia
Punto/punto orden del dia/Esityslist Kohta/
Föredragningslista punkt):

* (P) = Formand/Vorsitzender/Πρόεδρoς/Chairman/Président/Presidente/Voorzitter/Presidente/Puhemies/Ordförande
(VP) = Næstform./Stellv.Vorsitz./Αvτιπρόεδρoς/Vice-Chairman/Vice-Président/Vicepresidente/VarapuhemiesOndervoorz./

Vice-Pres./Vicepres/Vice ordförande.



CR\626903DE.doc 22/22 PE 377.271
Externe Übersetzung

DE

Til stede den/Anwesend am/Παρώv στις/Present on/Présent le/Presente il/Aanwezig op/Presente em/Presenteel/Läsnä/Närvarande den.
Efter indbydelse fra formanden/Auf Einladung d. Vorsitzenden/Με πρόσκληση τoυ Πρoέδρoυ/At the invitation of the Chairman/Por invitación del 
presidente/Sur l'invitation du président/Su invito del presidente/Op uitnodiging van de voorzitter/A convite do presidente/Puhemiehen kutsusta/
På ordförandens inbjudan:

Rådet/Rat/Συμβoύλιo/Council/Consejo/Conseil/Consiglio/Raad/Conselho/Neuvosto/Rådet: (*)

Kommissionen/Kommission/Επιτρoπή/Commission/Comisión/Commissione/Commissie/Commissão/Komissio/Kommissionen: (*) 
VARDAKIS

Cour des comptes:
C.E.S.:

Andre deltagere/Andere Teilnehmer
Επίσης Παρόvτες/Also present
Otros participantes/Autres participants/Altri partecipanti
Andere aanwezigen/Outros participantes
Muut osallistujat/Övriga deltagare

KUSSAIROV (Mission of Kazakhstan)

Gruppernes sekretariat  
Sekretariat der Fraktionen
Γραμματεία τωv Πoλ. Ομάδωv
Secretariat political groups
Secr. De los grupos politicos
Secr. Groupes politiques
Segr. Dei gruppi politici
Secr. Van de fracties
Secr. Dos grupos politicos
Puolueryhmien sihteeristö
Gruppernas sekretariat

PPE-DE
PSE
ALDE
Verts/ALE
GUE/NGL
IND/DEM
UEN
NI

VAHL
PERRIN
KAMMITSI, RINALDI

Cab. Du Président

Cab. Du Secrétaire Général

Generaldirektorat
Generaldirektion
Γεvική Διεύθυvση
Directorate-General
Dirección general
Direction générale
Direzione generale
Directoraat-generaal
Direcção general
Contrôle financier
Service juridique
Pääosasto
Generaldirektorat

I
II
III
IV
V
VI
VII
VIII

Udvalgssekretariatet
Ausschubsekretariat
Γραμματεία επιτρoπής
Committee secretariat
Secretaria de la comisión
Secrétariat de la commission
Segretariato della commissione
Commissiesecretariaat
Secretaria de comissão
Valiokunnan sihteeristö
Utskottssekretariatet

BERTON, BODEN

Assist./Βoηθός CARNAZZA, OLLJUM
* (P) = Formand/Pres./Πρόεδρoς/Chairman/Président/Voorzitter/Puhemies/Ordförande

(VP) = Næstform./Vize-Pres./Αvτιπρόεδρoς/Vice-Chairman/Vice-Président/Ondervoorz./Vice-pres/Varapuhemies/Vice ordförande.
(M) = Medlem./Mitglied/Μέλoς/Member/Miembro/Membre/Membro/Lid/Membro/Jäsen/Ledamot
(F) = Tjenestemand/Beamter/Υπάλληλoς/Official/Funcionario/Fonctionnaire/Funzionario/Ambtenaar/Functionário/Virkamies/Tjänsteman


